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Ei,u ropa rec htl iche As pekte ei ner,, PKW-l![a ut" (l nfrastru ktu rab ga be)

Stellungnahmer
für die öffu.ntliche Anhörung im Deutsch,en Bundestag,

Ausschuss für Verkehr und digitale In1'rastruktur,
Mittwoch. 18. Mär22015

Die Einführung einer Infrastrukturabgabe (,,PKW-Mraut") errtsprechend den vorgelegten Cie-
setzesentwürfen ist europarechtswidrig. Sie verstößt gegen Buchstalce und Geist des l..Jni-

onsrerchts.

Die Einführung einer lnfrastrukturabgabe für Inländer und,Ausländer br=i gleichzeitiger [::nt-
lastung der Inländer ist erine europarechtlich verbollene (rrrittelbare) Diskriminierung.
Selbstwenn man argumentiert, dass keine mittelbare Diskriminierung vorliegt, so ist die lRe-
gelung dennoch europarechtswidrig, da sie gegen die Be:schränkurngsverbote der Grund-
freihrliten verstößt. Ferner verstößt die Infrastruktrurabgabe (,,PKW-Maut") gegen Art. 9j2

AEU\,/ und gegen clas Gebot der Unionstreue.
Die Einführung einer Infrastrukturabgabe für alle beri gleichzeitiger E.ntlastung rler InläncJer
wäre eine qualifizierte Verletzung von Unionsrecht. Ne;ben Strafr:ahlungen in einem \rer-
tragsverletzungsverfahrern drohen daher Schadens;ersatzansprüche durclr die betroffenen
Unionsbürger (Rückzahlung, ggf. weitere Schäden).

Die Festlegungen zur kurzzeitigen Benutzung bege,gnen ;zusätzlichen lBedernkr:n im Hinb,lic,k
aurf ihre Verhältnismäßigkeit'. die Kurzzeitnutzung darf nir;ht überproportional teurer sein erls

die Jarhresnutzung, weil sonst eine verdeckte Diskriminierrung vorr El.J-Ausländern bestelrt.

Wege,n des Verfassungsprinzips der Europafreundlichkei': des Grundgr3seüres umfasst Cie

Bindurng des Bundestages an die verfassungsmäßige Ordrung naclr A,rt. 2{l Abs. 3 GG au,:h
d:rs Llnionsrecht. Damit ist europarechtswidrige Giesetzqebung zuglleich grundgesetz-
widrir3e Gesetzgebung Auch der Bundespräsidernt hat ,lies jedenfalls bei e'videnter [:uro-
pr:rrec;htswidrigkeit bei seiner Prüfung von Gesetzes;bescl-,lussen zu berück:sichtigen.

Frlr die europarechtlich abschließende Klärung könnte der EuGH sowohl inr \Ä/ege eines
Vertriagsverletzungsverfahrens (durch die Komnrission oder einen ,anderen Mitglied-
staat) befasst werden als auch durch eine Vorlage jedes, deutscheln Gerichts, vor dert
Rege ungen der Infrastrukturabgabe (,,PKW-Maut") durch l3etroffene angegriffr:n würden.

Die Verknüpfung von lnfrastrukturabgabe (,,PKW-lVlaut") {ür alle und erntsprechencler Errt-
lasturrg der Inländer ist ausweislich des Koalitionsvertrages politiscl'r gewollt. Das V'orhaben
lässt sich in dieser Kopplung ohne Verletzung des l=uropa'echts nic;ht umseü:en.
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Allgemeines

Aus,weislich des Koalitions;\/ertrags zwischen CDU, CSU und SPD vom 14- Dezern-

ber,2013 soll zur Finanzierurrg der Straßeninfrastruktur eirr angemessener []eitrag der

Halter von nicht irrr Deutsclhland zugelassenen PKW ertroben werden, unter zwei

Voraussetzungen. es soll er:stens kein Fahrzeughalter in Deutschland stäirker be-

lastet werden als heute. Z.lveitenrs: ,,die Ausgestaltung wird EU-rechtskonlform erfol-

gen

Dies;er politischen Vorgabe einer Infrastrukturabgabe (,,PKW-Maut"), die erstens bei ih-

rer t_inflhrung lrrländei nicht belasten soll und zlryeitens zugleich europarechtskonform

sein muss dient das vorliegelnde Gesetzesvorhaben. Der ,,Entwurf eines Gersetzes ztlr

Einlführung einer Infrastrukturalbgabe für die Elenutzung von Bundesfernstraßen"
(BT-Drs. tglSggOl und der ,,Entwurrf eines Zweitern Verkehrsteueränderungsigesetzes;"

- Albsenkung der KFZ-steruer (EiT-Drs. 1Bl3991)sind dabei als einheitlichr:s Gesetz-
gebungs'vorhabr:n zusammen zu'würdigen'

Das Vorhaben ist nicht EU-recht,skonform. Es ist nicht möglich, gleichzeitig die

Ziele Nichtzusärtzfl ichbelar;tung rder Inländer und Europarechtskonformität zu en-

reic hen.

Die potitischen l{andlungsoptiorren bei Festhalten an einer Infrastrukturabrgabe

r,,,Pf(W-Maut") sind demnaclr im Wesentlichen folgende:

- ,r/erabschiedung der vorqelegten Regelung unter Inkaufnahme der Europarechts-
rruidri!,keit, absehbare Aurfheburng der Gebührenpflicht für EU-Ausländer durch dern

IEuGI-l in 2 bis i3 Jahren und mögliche Schadr:nsersatzklagen (RÜckforderung) derr

rrrit der rechlsuridrigen lnfrastrr.rkturabgabe (,,FKW-Maurt") Belasteten (Verrstoß ge-
gen geltendles Recht)
rtder

- 'Verabschiedung der vorqelegten Regelung ohne gleiclrzeitige Entlastung der ln-

1änder über rlie, KFZ-Steuer (Eielastung der Inländer)

,cder

- Einführung cler Infrastrurl.<turabgabe (,,PKW-[\i'[aut") und Verschiebung eirrer KFZ-

Steuerrefornr auf einen s;päteren Zeitpunkt (politische und rechtliche lintkopp-
lung von Inlfrastrukturerbgabe und KFZ-Steuerhöhe)

Eu roparechtl iche Einzelfragen

V e rsto ß gege n D i :;kri m i n i e,rü ng sve rbote

1. Leitidee des Europarec;hts und Grundpfeiler des Binnenmarktrechts ist das
'Verbot der lDiskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit bzw. - im Be-
reich der Werrenverkehrs;freiherit - aufgrund der Herkunft einer Ware.

lm Binnenmrarklt dient dies der Sicherung gleicher Wettbewerbsbedingungen für al-

le. Dahinter sterht im Kern eine Friedensidee: die übersteigerten Nationalismerr
Cer Vergangenheit sollern durc;h das Diskriminierungsverbot verhindert und eine
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protektionistisch-egoistische Abwehrhaltung unmöglich werden.

Es geht dabei nicht um eine Kompetenzverlagerung, vielmehr ist eine Geset:z-
gebung oder anderweitige Regelung die an das Tatbestandsmerkmal ,,Staatsan-
getlörigkeit" unterscfriedliche Rechtsfolgen anknüpfl in der EU heute auf keriner ho-
heitlichen Ebene mehr möglich, weder der EtJ-Ebene noch der Mitgliedstaaterrr-
eberne (,,comp6tence abolie", eine nicht mehr besllehende Rerchtsmacht). Dier:,; g;ilt

inslbesondere auch dann, wenn die Mitgliedstaaten sich in einem Kornpetenzb,c|-
reic;h betätigen, der als positive Regelungskompetc'nz fraglos den Mitglieds;taatenr
vorbehalten ist (Beispiel: der Großteil der Ste'uergesetzgebung).

Da::; Verbot der Diskriminierung aufgrund der Staatsangehöriglleit gilt freilich nur 1'ür

die Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten und dieserr gleichgesterllte Perr-

sonen. lm Übrigen kann gegenüber drittstaatsangehörigen l\usländern (ehva
aus Weißrussland ocJer der Ukraine) weiterhin dishriminiert vrerden, sofern nir:ht
ancJere Regeln besterhen (Assoziations- oder Kooperrationsabkrcmmen wie retwiar nrit
der Türkei oder Russ;land, bilaterale Abkomnren wier bisher mit der Schweiz:, E'v'/Fl).
Konkret könnte die vorliegend geplante Infras;trukturabgabe (,,F KW-Miaut") zwar
yysrileh Europarechtswidrigkeit nicht von Unionsbürglern und diesen gkeichgestellten
Personen erhoben werden.

Drittstaatsangehörige etwa aus der Ukrainer oder aus Weißrussland ebenrso vvi,e

Inliinder müssten aber die Infrastrukturabgabe (,,PllW-Maut") auch bei Euro-
parechtswid rig keit weiter bezahlen.
Es geht bei den europarechtlichen Diskriminir3rungsverboten inr Kern um Gleiclr-
belrandlung, urlr Fairness und Gerechtigkeit, unter den Vorzeichen eines lSinrr,:ln-
marktes, vor dem Hintergrund eines integrationspolitischen Projektes. Hier;zu sincl
aller möglichen Ansät"zefür die Definition von Diskrirninierunq, auch übrer die Ar1

uncJ Weise einer Vergleichsgruppenbildung und Gerrechtigkeitspostulate denkhr,ilr.

Übrerall da, wo die Inanspruchnahme staatlicher Leistungen in,Cer Regel nicht nut-
zurrgsabhängig abgerrechnet wird, lässt sich eine arrgebliche Gerechtigkeitslticlke
bef'raupten, wenn Ausländer ohne Gebühren öffentliche Gehwelge, dier Straßenbe-
leur:htung, öffentliche Parks, die Sicherheit im öffentlichen Raum (Polizei) uvm. in

Ans;pruch nehmen können, ohne sich über Steuererbgaben vrie Inländer an den
Auri;gaben zu beteiliEen. Dies ist jedoch systermimnranent und gleicht sich lretztlirol'r

in eriner EU-weiten Gesamtbetrachtung wechselseitig aus.

Maßgeblich sind für rlie Feststellung einer vom Europarecht v'erbotenen lDisk.ri-
minierung indessen alleine die vom Europäirschen Gerichtslroli(EuGFl) gesetzt(3n
Vorgaben. Nur bei Einhaltung dieser Vorgaben ist iLechtssicherheit in der EU gr:-
wällrrleistet und ausgeschlossen, dass auf inlrändernützliche Rergelungen w e vc,r-
liegend in anderen Mitgliedstaaten mit gleicher Mürze erwidert wird und sic;h eirrer

Spiirale von Diskriminierung und Gegendiskrimirrierung in Gang setzt.

Versch iedene Vertragsbesti m m u ngen kom men vorl iegend a ls lMa ßstabs no rmern
in Elletracht.

Art. 92 AEUV ist Sonderrecht für Verkehrsrunterinehmen und enthält für derr Br:-
reic;h des Verkehrs eine Stillhalteklausel, mithin ein Verschlechterungs;verbot. lvlit
dier;er Bestimmung hat der EuGH 1992 die Europerrechtswiclrigkeit der deutschr:rt
LKI/V-Maut begründet (EuGH Rs. C-195/90, f(om./lleutschland, Slg. 1992, l-31.rt1)
Für den vorliegenden Regelungskontext (KFt'/- bis li.5t) scheint 4ft. 92 AELJV narclt-
rangig. Aber beispielsweise PKW-Kurierdiens;te körnten sich gegen die vorliegt'rn-
de Regelung auf Art. 92 AEUV berufen.

Daneben enthalten die Grundfreiheiten Diskrriminierungsverbote (Art. 34 l\EU\/
Warrenverkehr; ,Art. 45 AEUV Arbeitnehmerfn:izügi,3keit, Art. 49 AEUV' Nieclerla:;-

4.
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sung; Art. 56 AEUV Dierrstleislungen; Art. 65 AEUV Kapitalverkehr).

tjind cliese br:sonderen Diskrinrinierungsverbote nicht elinschlägig, so verbietet als

l\uffangnorm Art. 18 AEUV arls allgemeines Diskriminierungsverbot im An-

wendungsbereich der Verrträgel jegliche Diskriminierung aufgrund der Stiaatsange-

höriglreit.

lm Verfahren vor dem EuGH hängt die konkrete Einstiegsnorm nicht selten vom

l(ontext des, Ausgangsverfahrens bei Vorlagen natlonaler Gerichte ab (s. zur

Prozesskostr:nsicherheit einerseits EuGH Rs. C-43l95 Data Delecta, Slg. 1996, l-

4661 und andererseits FuGH, Rs. C-20l92, Hubbard/Hamburger, Slg. 11393. l-

iJ777). Die Diskriminierungsverbote folgen jedoch im Kern denselben Grundsätzen,

iluch wenn e,twa zwischern den Grundfreiheiten und dem dazu nachrangigen 4ft.
1B AE:UV dogmatische tLlnterschiede bestehen und die Terminologie variieren

Kann.

13. r\m strengslten dürfte allerdinl3s der Prüfmaßstab des Art 92 AEUV sein. Danach

dürfen nationale Vorschriften in ihren unmittelbaren oder mittelbaren Auswirkungen
6uf die Verkehrsunternelrmer;anderer Mitgliedstaaten im Vergleich zu dc'n inläncli-

schen Verkehrsunternehmern nicht ungünstiger gestaltet werden. Dies ist jedoch

lrier der Fall, ein Versto,ll gegen Art. 92 AEUV liegt vor. Nur durch einen einstim-
rnigen Ratsbeschluss krinnte cler Europarechtsverstoß verhindert werden, so Arl
tl2 AE:UV. Ar1. 92 AEU\/ ist jeclenfalls für Fahrzeuge bis 3,5t anwendbar, weil insr:-

weit clie Eurovil3nettenric,htlinie> 20111761EU keine Regelungen enthält. [,)afür, da:;s

r\rt. 92 AEU\/ nicht mel-rr anwendbar oder überholt wäre, findet sich in der Rspr.

des E:uGH kreine Stütze.
"7. lJnter den Grundfreiheiten dljrfte insbesondere die Dienstleistungsfre'iheit eirre

l?olle spielen. So könnte beisprielsweise ein dänischer Klempner, der seine Dien::;t-

leistung in Deutschland erbrinl3t und bei der Anfahrt nun durch die lnfras:;trukturah-
gabe (,,PKW-Maut") höhr:re Kclsten hätte, sich auf die llienstleistungsfreriheit beru-
1en. E:in Unternehmer mit Zweigniederlassung in Deutschland könnte si<.;h auf dir:r

lNiederlassurngsfreiheit berulen. Auch die Warenverkehrsfreiheit kommt man-

lgels Einschkägigkeit der Keck-Rechtsprechung in Betracht, bei Lieferung von Wa-
Ten aus dem EU-Auslanrl nach Deutschland.

8. '/erboten ist im Bereich rjer Grundfreiheiten jede offene, unmittelbare Diskrimi-
nierung, die die Staats;angehörigkeit sichtbar im Tatbestand einer Norm führt (Br:i-

spiel: ,,ln Spanien dürfen nur spanische Staatsangehörige als Reiseführer tätig
sein").

'Verboten ist auch die rrittelberre (indirekte, verdeckte) Diskriminierung (Bei-
spiel: ,,ln Spanien dürfen nur F'ersonen, die in Spanien geboren sind, als; Reisefüth-
rertätig werden.", vgl. E:r-rGH tts. C-375l92,Kom.lSpanien, Slg. 1994 l-()23). Diese
,uerzichtet auf eine ausclrücklic;he Nennung des Kriteriums Staatsangehörigkeit,
rr,rirkt sich im Ergebnis arber wire eine offene Diskriminierung aus (Reisefi.ihrer: aur:h
\/venn der ein oder anderre Unircnsausländer in Spanien geboren ist und rlement-
sprechend Fleiseführer werden dürfte, so werden doch die allermeisten Personen,
rlie von der lRegelung bergünstigt werden Spanier sein).

9. 'Vorliegend geht es uns;treitig um keine offene Diskriminierung, weil die in Re<le

rstehende Gesetzgebung nicht offen nach der Staatsangehörigkeit unterscheidet
riein Eleispiel dafür wäre. ,,Ausländische Staatsangehörige müssen bei PKW-
l\utzung deutscher Straflen eine Gebühr entrichten.")

10. l=s liegt aber eine verdeirckte Diskriminierung vor. Dierse ergibt sich aur; der Zu-
sam mensch;au u nd Kop;pl un g der Ei nfü h rung einer Infrastrukturabgabe
ll,,PKW-Maut") für alle und der gleichzeitigen Entlastung der deutschen Ver-
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kehrsteilnehmer um genau die durch die lnfrastrukturabgabe eingefurhrte Belas-
lunrE im Wege der Kf:Z-Steuerermäßigung. Diese l(opplung ist nicht zufällig sonr-

dern ausweislich des; Koalitionsvertrags (s oben) politisch gewollt. Diese Kopplurrg
bel'virkt das europarelchtliche Problem.

Neru ist diese Problemdimension nicht. Siel war lcereits 1992 der Grund, warum
der EuGH die deutsche ,,LKW-Maut" für euro;careclrtswidrig erl.rlärt hat. Entspre-
che'nd findet sich bereits im damaligen Verfahren in den Schlussanträ,gen des Cie-
neralanwaltes Jacobs die maßgebliche Aussage: ,,lltie Verbindung zweier tt4aß-
nahmen kann jedocl^r auch dann gegen den \/ertrag verstoßen, wenn lede 1'ür s; ch
betnachtet rechtmäßig ist, da sich die gemeinsame \/r/irkung beider Maßnairmen
von der Wirkung jeder einzelnen Maßnahme untersoheiden kar'rn." (GA Jacobs;, FLs.

C-195/90, Kom./Deutschland, Slg. 1992, l-3141 Rrr. 25).

11. Da::; maßgebliche Geschehen ist aus europarechtlicher Sicht die Gestattung cler
Benrutzung einer Straße gegen Entgelt. Dielsen ol<onomischern Vorgang hat rJer

Eut.iH als Dienstleistu ng q ualifiziert (EuG H Rs. C-l276 l97, Kom.lFran kreich, .Sil g

2000, l-6251 Rn. 36). Inländische wie auslänrJische Unionsbürger und Drittstaetts-
anglehörige dürf'en nur gegen Bezahlung die rleutsohen Bundesfernstraßen benut-
zen.

12.Anknüpfungspunkt ist alleine die vorliegende Flegelung, nicht etwa eine an-
geblich bisher bestehende Privilegierung von Ausläindern mang;els KFZ-Steuer-
pflir::ht oder eine Gesamtbetrachtung von Belastuno,en der Inländer einerseits und
der Ausländer andererseits.

Girrge es wirklich um eine faire Heranziehung aller::u den Kosl.en der Infrastruk:tur
hätlte man eine einheitliche Regelung ,,Straßennutzung gegen Entgelt" für ;;rlk:

ent'werfen können und es bleibt begründungsbedüdtig, warum die Regelung airf
zwrli Gesetze verteilt wird.

Es kann auch keine Rede davon sein, dass EU-Aursländer lecliglich von einern -
ung:lerechtfertigten - Steuerprivileg Abstand nehmen müssen, das in r:iner ,,Kt::,L-
Steuerbefreiung" liegt. Die Befreiung von derr KFZl-Steuer für EU-Ausländer, die
sich nur kurz in einern Land aufhalten ist europarechtlich verllindlich vorgege-
berr (Richtlinie B3/182/EWG). Vom Verbot, als durclrreisender EU-Ausiländer von
ein,er KFZ-Steuer erfasst zu werden, profitienen auch Deutsche im F-U-Altslancl.
Diese Regelung hat eine symmetrische Struktur.
Derttet man den vorliegenden Vorgang als parrtielle Aufhebung eines angeblichren
Steuerprivilegs für Ausländer, so beinhaltet dies üb,erdies die A,ussagel, das;s durc;h
die vorliegende Regelung EU-Ausländer der Sache nach mil. einer pantiellen, ver-
dec;kten KFZ-Steuer überzooen werden. Genau dies verbietet das Unionsrechll
jedrrch.

'1 3. Mit der vorliegenden Regelung werden Ausländer gegenüber lnländern unrgleic h
betrandelt. Die Anderungen im Bereich der ]<(FZ-Str:uer stellen sich ökonornisclr
als Erstattung der Infrastrukturabgabe (,,PKW-Nl;aut") für Inländer dar. In clt=:r

Surnme werden deutsche Verkehrsteilnehmer wede'r be- noch entlastet, es ändert
sich nichts.

Einre Belastung tritt ausschließlich bei aus;ländis,chen Verkehrstellnehmern
ein. Dies ist eine unterschiedliche Behandlung, eine Ungleichbehandlung clurch clie
vorliegende Gesamtregelung lässt sich schwrarlich irr Abreder stellen. E:s kommt al-
so izum selben Regelungsergebnis wie bei einer offt:nen Diskriminierung nrit den
Nonmstruktur,,N ur d ie ausländ ischen Verkeh rsteilne,hmer entrichten er ne Straßen-
nutzungsgebühr". Das ist europarechtlich vr:rboten.
Eine Umdeutung der Normstruktur in ,,Alle beteiligern sich irgendwie an den Infril-
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strukturkosten; die Inläncler über die KFZ-Steuer, die Ausländer Über die, Gebühr."
ist demgegenüber nicht rnöglic;h, weil die KFZ-Steuer als Steuer nicht zweckge-
bunden ist. Das Ergebnis ist lrielmehr, dass für die Straßennutzung nur Ausländer
belastet wercJen.

'1 4. 1\uf eine gegenwärtig bestehende,,Privilegierung" der Unionsausläncler wegen
cler N[chtinanspruchnahrne durch die KFZ-Steuer kommt es europarechtlich
nicht an (s.o.). Das Unic,nsrecht nimmt alleine die konkrete Veränderung der
llechtslage clurch den nertionalen Gesetzgeber in den Ulick. Alles andere würde
den Ulnterschied zwischetn Steuer und Gebühr einebnen.

Deutschland hat sich beri Vertragsschluss 1957 bzw. bei den letzten Printärrechts;-

iinderungen keine Sondelrregeln im Bereich von Straßenbenutzungsabgaben aus-
bedungen. Es bleibt dahrer bei den allgemeinen Regeln, insbesondere br:i den Dis-

krimirrierungr;verboten. lletztlic:h wird so ein Anreiz gesetzt, sich auf europäischer
llbene auf einheitliche Regelln für eine Infrastrukturabgabe oder PKW-Maut zu

einigern.

15. Dass bei der vorliegendern Regelung einige wenige deutsche Staatsangehörig,e,
cJie ihne Fahrzeuge im A,uslancl angemeldet haben, auc;h wie Ausländer belastet
werden, zugleich einige r{venige Unionsausländer, die Fahrzeuge in Deutschland
halten, wie dleutsche Staatsangehörige unbelastet bleiben, nimmt der Regelung
nicht ihren Charakter als verdeckte Diskriminierung. Es ist gerade typisch für eintl
verdeckte Diskriminierung, dass sie nicht identische, sondern lediglich nahezu
identische Flegelungsr:rgebnisse erzeugt wie eine olffene Diskriminiertung. Es
kommt auf die Nähe zum Diskriminierungsgrad, den eine offene Diskriminierung
hätte, an. Diese Nähe is;l vorliegend hinreichend belegt, die deutschen /,utofahrer
rnit ausländis;cher PKW-,Zulassung und die Unionsausländer mit inländis;cher KFrL-
iZulassung farllen zahlenmäßig nicht ins Gewicht.

16.llie nrittelbare Diskrimini,3rung ergibt sich vorliegend aus der Kopplung von Be-
lastung durr;h die Infrastrukllurabgabe (,,PKW-Maut") und Entlastung durch
rlie KFZ-Steuer. Es liegl auf der Hand, dass die Frage, ob eine diskriminierende
llegelung in einem oder in zwei Gesetzen niedergelegt ist, tticht maßgeblich sein
kann. Die Aurfspaltung aruf unterschiedliche Gesetze stellt sich lediglich i'rls Ver-
schleierung der Diskrirninierung dar.

17.1\uch dass d,er Entlasturrgsefferkt im Bereich der KFZ-Steuer für die Zukunft nichrt
I'estgeschrieiben wird, so dasrs eine sukzessive Anhebung der KFZ-Steuer im Leru-

fe der Zeit denkbar ist, heilt den Europarechtsverstoß nicht. Aus der Individual-
rechts;schutzperspektive eines ausländischen Unionsbtirgers ist die Ungleichbe-
handlung (Schlechterbehandlurng) zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der rtorliegen-
den Flegelung spürbar und maßgeblich, mögliche künftige Verläufe ändern dararr
nichts.

18.\lVeil die Koprplung von Infrastrukturabgabe und Entlastung durch die Kl'rZ-Steuer
das europarechtliche Problem ausmacht wäre durch Entkopplung von l3elastunrS
durch Infrastrukturabgabe (,,Pf(W-Maut") und Entlastung im Bereich der KFZ-
{lteue r eine eu roparec htskonforme Einfüh rung einer Infrastrukturabgabe
prinzipiell möglich, freilich nicht bei gleichzeitiger vollständiger Entlastung
der lnländer. Entlastunrgseffekte für lnländer müssten sich aus dem gevrählten
l(FZ-{iteuersystem ergeben und nicht - wie vorliegend - aus der Orientirerung an
eliner Kompensation für clie Infrastrukturabgabe (,,PKW-Maut").

Die Mitgliedstaaten sind nicht r;ehindert, im Bereich der KFZ-Steuer einen Sys-
temwechsel durchzufültren - solange dabei ausländische Unionsbürger nicht di:;-
lrriminiert werden. Und e ne nationale Mautregelung kann durchaus eingeführt
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werden - wenn die lrrfrastrukturabgabe bzw. Maut für alle gilt und Uni,cnsausläinder
niclrt d iskrim iniert w€)rden.

Dier Kopplung von Belastung und Entlastung ist aber vorlieelend politisch au:;-
weislich des Koalitionsvertrags ja gerade gewollt. Siie ist nunmrehr aur:h so hältfigy

öfferntlich bekräftigt worden, dass eine bloße zeitliche Entkopplung von Belastung
und Entlastung nicht mehr ausreichen würde.

Es müsste vielnrehr rJurch den KFZ-Steuersystemwechsel systemkoh;ärent auclt
einr-' kritische Anzahl an Inländern in der Summe' belastet urerden (unter Be-
rüc[<sichtigung der Belastung durch die Infrastrukturabgabe bzw. ,,PK!V-Maut"). Al-
les andere würde als Umgehungsversuch für die prolitisch gelvollte und auch ernt-

spr,echend wiederholt artikulierte Belastung von Ausländern gedeutet.

V e rsto,ß g eg en Be sch rä n ku ng sverbote

Selbst wenn man eine mittelbare Diskriminierung ablehnte, verschwände dre,

vorliegende Regelung nicht vom europarechtlicheln Radarschirm. Ilie Gruncl-
freiheiten des Europarechts (Warenverkehrsfreiheit, Dienstleistungsfreiheit Arbeit-
nehmerfreizügigkeit, Niederlassungsfreiheit, l(apiterlverkehrsfreiheit) untersagen
närnlich nicht nur Dis;kriminierungen. Sie verbrieten eruch nicht cliskriminierende [3e-

scl-rränkungen (Besch rän ku ngsverbote).
So erwies sich beispielsweise das Reinheitsglebot 1[ür Bier in Deutschl;and und
Grir:chenland (EuGH, Rs. 178184, Kom./Deutschland, Slg. 1 987 , 1227 bzw. Rs;.

17tiil94, Kom./Griechenland, Slg. 1987, 1193) als eLrroparechtswidrig. Daberi gi,rlt

das;; deutsche Reinheitsgebot diskriminierungsfrei urrd unterschiedslos für irrlärr<ji-
schre wie ausländische Bierprodukte. Es en,rires sich aber gleichwohl aLls europia-
rechtswidrige beschränkende Maßnahme, weil fur die potentielle und mittelbarer
Beeinträchtigung des innergemeinschaftlichen Harrdels durch das Reinheitsgebol:
der vorgebrachte Rechtfertigungsgrund Gesurndheitsschutz nicht ausreichte.

Vorliegend müsste demnach dann, wenn eine Einordnung al:s mittelbar diskri-
m i nierende Maßnahme trotz Kopplung von I nfrasl ruktu rabg ab,e (,,PK\/ü-Metut" ) uttd
Enl.lastung bei cler Kfz-Steuer abgelehnt wircl, gleic;hwohl geprüft werden, ob
durch dieses konkrete Vorhaben ein grundfre,iheitlir:hes Beschränkungsverbol:
verletzt ist.

Die,s ist für den Bereich der Warenverkehrsfreiheiit der Fall, weil die ,rorliegerrcle

fts,i;elung potentiell und mittelbar dazu geeignet wiire, die Han,Celsströme z:wi-
scl'ren den Mitgliedstaaten zu beeinträchtigerr (vgl. die sog. Dassonville-Formel
EutliH Rs. 8/74, Slg. 1974,837,Infrastrukturabgaber oder Maut würde höherre
TraLnsportkosten bedeuten, das würde zur Ve'rteuefung der \tVaren führen, <Jas

körrrnte deren Absatz beeinträchtigen).

lm Bereich der anderen Grundfreiheiten könrrte sicl-r beispielsweise ein dienstleis-
ten,Cer ausländischer Unionsbürger auf die Dienstleristungsfreriheit brerufen unrl
geltend machen, dass die vorliegende Regelr.rng diel Ausübung der Dienstleis-
tungsfreiheit durch höhere Kosten der Dienstleistung beeinträchtigt oder weniger
attraktiv macht rivgl. EuGH, Rs C-55/94, Gebhard, {Slg 1995;, l-4165).

Rechtfertigung

23 Dier Diskriminierungs- und Beschränkungsverbote rJes Europrarechts gelten nicht
ohne jede Schranke. Vielmehr lassen bereits die Verrträge für brestimmte Konstell;a-

20
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tionenr Rechtfertigungsg;ründe zu, nicht allerdings für Art. 92 AEUV. Der EuCiH

l-rat derneben die Rechtferrtigunlgsmöglichkeiten richterrechtlich weiter au$geformt.

ll4. Das Llnionsn:cht nimmt irm Bereich der Grundfreiheiten selbst offene Diskriminie-

rungen unter bestimmten Voraussetzungen hin. Explizite RechtfertigurrgsgrünrJe
s;ind dort beispielsweise rlie öfl'entliche Ordnung, Sicherheit, Gesundheit (s. etwa

l\d 36; AEUV). Diese sinrd hier nicht einschlägig.

lZ5. Daneben können insbes;onder,3 beschränkende (nicht-diskriminierende) Maßnah-
rnen, die die Grundfreih,eiten beeinträchtigen, durch zwingende Gründe des All-
gemeininteresses gererr:htfertigt werden (EuGH, Rs. C-55/94, Gebhard, Slg. 1995,

i-+tOt;). Für rlie Auffangrrorm cles Art. 18 AEUV werden vergleichbare Gesichts-
punkte herangezogen.

1i16. {lolche zwingenden Grr,inde r;ind hier nicht in Sicht. Alleine fiskalisclre Gründe
-- ,,mehr Gelcl" für den einzelnern Mitgliedstaat - sind nach ständiger Reohtspre-

<;hung; niemals europanlchtlich anerkannte zwingende Gründe (s nr.rr EuGH

IRs C-436/00, X und Y/lliksskatteverk, Slg. 2002,l-10829 Rn. 50).

',27.Die Kohärenz eines Ste'uers)/stems ist zwar grundsätzlich als zwingerrder Grurrd

irnerkannt (S;chlussantriige Gerneralanwalt Maduro v.7.4.2005, Rs. C-4t:16103,

lVlarks & Sperncer, Slg. 11,005, l-10837 Rn.66). Daraustolgt indessen niclht,,,dass;

<Jieser Begri{f als Argunrent dafür benutzt werden könnte, sich den im Ri:lhmen dr:s

lSinne,nmarktes verfolgten Zie|en entgegenzustellen. Es kann nicht zugelassen
werden, dass eine Steuerrregelung so gestaltet ist, dass sie inländische lSituatiorren

rrder\//irtschaftsteilnehrner begünstigt. Die steuerliche Kohärenz soll als;o die lnteg-
rität der nationalen Steuersysteme schützen, vorausgesetzt, dass sie die lntegra"ti-
rln dieser Systeme im Flahmen des Binnenmarktes nicht behindert" (MarJuro,

iaaO).
lf ie Kohärenz eines Steuersys;tems steht hier als zwingender Grund nicht zur Verr-

1'ügung, weil der Europairechtsverstoß ja in der Kopplung von KFZ-steuerlicher Errt-

lastung und mautmäßigerr Belastung liegt. Der Sachverhalt nagt gleichsam aus dem
reinen Steuerrrecht hinaus.

In einem Vertragsverlet.zungsrrerfahren wegen einer italienischen Regelr:ng, die
tinur) für Einheimische und Gebietsansässige einen Gratiszugang zu einheimi-
:schen Muselen vorsah, 'wurd€rn ebenfalls Grunde der Kohärenz des Steruersys-
tems zur Rer:htfertigung vorgebracht (EuGH Rs. C-388/01, Kom./ltalien, Slg. 20Ct3,

l-7211. Der kostenlose 2luganel zu den Museen sei die Gegenleistung für die Zah-
lung von Steuern, mit dr:nen sich Einheimische an der Verwaltung der betreffenden
lStättern beteiligten, so lMUrde arrgumentiert. Der EuGH hat dieses weite \,/erständttis
,uon ,,Kohärenz des Steuersystems" zurückgewiesen. Ausnahmen von <ien Ge-
urährleistungen des Unionsrec:hts sind grundsätzlich eng auszulegen.

lEntsprrechend ist ein allgemeines Kohärenzprinzip als zwingender Grund im H in-

blick rauf den vorliegenden Korrtext vom EUGH nicht anerkannt.

,28.,Jede europarechtliche Flechtfertigung muss sich überdies als verhältnismäßig
rlarstr:llen und muss im lLichte der Grundrechte der Europäischen Union aus-
lgelegt werdern.
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Verstoß gegen die Unionstreue

29. Nar:;h Ar1.4 Abs. 3 EUV herrscht im Verhältnis der t\4itgliedstaaten zur Union der
Grurndsatz der Unionstreue. Danach achten und unterstützen sich diel Union und
die Mitgliedstaaten gegenseitig bei der Erfüllung derr Aufgaben, die sich aus; derr
Vefirägen ergeben. Die Mitgliedstaaten unterstützern die Union bei der Erfüllung ilt-
rer Aufgabe und untelrlassen alle Maßnahmen, die clie Venryirklichung der Ziele rder

U n ion'gefährden kön nten.

Siclrerlich ist nicht jeder Rechtsanwendungsfr:hler :zugleich einr: Verletzung vorr

Art. 4 Abs. 3 EUV. Vrcrliegend geht es jedoch um ein Fundamerntalprinzip des
Uniionsrechts, den Verzicht auf nach Staatsangehtrrigkeit diskriminierendern Rlr,:ge-

lunr;;en in der Gesetzgebung. Die Abkehr von dieserrn Fundamerntalprinzip bedroht
in l'rohem Maße die Fundamente der Rechtsgemeinschaft' D)er grölilte Mitglierd-
sta;irt setzt durch die sehenden Auges vorgenrommene und politisch gewollte An-
dersbehandlung von ausländischen Unionsbtrrgernr im Vergleich zu inländis;chen
Unionsbürgern einen verheerenden Präzedenzfall. Gerade im lRingen um die E:iin-

hall,ung von Regeln in der Eurokrise, in der Deutschland - richtigerweise - gegen-
überr kleineren Mitgliedstaaten sehr nachdrucklich auf die gemeinsam vereinbail€n
Rer;eln pocht, wiegt die Regelübertretung clurch den größten Mitgliedstaali be-
sonders schwer.

Sta ats,ll aft u n g be i q u a l ifüiz i e rte r V e rl etz u n g d e s E u ro p a r'e chls (Schad e n se rs atz )

30. Der EuGH hat fur den Fall, dass Mitgliedstaaten in qualifizierler Weiser Uniclnsrercht
verletzten, die l\4öglichkeit eines Staatshaftungsanspruchs (Sichadensersaül}
von Einzelpersonen gegen diesen Mitglieds;taat eröffnet.

Diese ursprünglich als Reaktion auf die Nichtumset;rung von Richtliniern entwicllelte
Rer;htsfigur (Francovich-Rechtsprechung) 'wird herute auf aller qualifiziertern V'er-

stöl3e gegen Unionsrecht angewendet. So ist beisprielsweise die europarechtstt'id-
riger Nichtvorlage zurn EuGH als qualifizierter Versl.oß eingeordnet worden, mit ent-
sprrechender Schade nersatzplicht des Mitg liedstaates. Auch legislatiltes Ha ndel n

kann danach zu Schadensersatzführen (s. etwa EuGH Rs. C-94l10, Danfoss, liilg.
2011, t-9963).

Die, im Unionsrecht begründete Haftung eines Mitgliedstaats dient nicht der Ab-
schreckung oder als Sanktion, sondern ist auf den lirsatz der iSchäden gerichtret,

die Einzelnen durch Verstöße der Mitgliedstaaten qegen Europ,arecht entsteherrr.
Sor,veit ein Einzelner ausländischer Unionsbürger clurch die Einfuh1u6,3 der europa-
rechtswidrigen Infrastrukturabgabe (,,PKW-Mraut") einen Schaden erlerden würde,
körrrnte er vor den ordentlichen Gerichten entrsprechenden Schiadensersatz einktla-
gerr. Deutschland müsste die von Unionsbürgern erhobene Infrastrukturabga-
be (,,PKW-Maut") nach Feststellung der Eur,cparechtswidrigkerit zurückzahlen.

Zw'angsgeld gegen Deutschland wegen Vertrags;verleilz ung

31 Sollte der EuGl-1 im Wege des Vertragsverlertzung;:sverfahrens die Euro-
parechtswidrigkeit der vorliegenden Regelunlg festr;tellen, kann bei anhaltender
Vertragsverletzung in der Folge ein Zwangsgeld gegen Deutsr:hland verhäingt
werden (Art 260 AEUV).
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() r u n d g e :; etzv e r,sto ß

l32. Die Europarechtswidrigkr-.it des Vorhabens schlägt auf das Verfassungsrecht
clurch. Das BVerfG hat cJ,em Grundgesetz ein Verfassungsprinzip der Eiuro-
pareohtsfrer.rndlichkeilt entnommen (BVerfGE 123, 267 (347) - Lissabcln). Zu-
$amrlen mit dem Staats;;ziel Vereintes Europa aus der Präambel und aus Art. 23

GG ergibt sic;h, dass das Unionsrecht einzuhalten auch ein Verfassungs,gebot ist

Insoweit ist eruropärecht,swidrige Gesetzgebung zugleich grundgesetzwidrige
Gesetzgebung.
Die Bindung des Gesetzgebers an die verfassungsmäßige Ordnung nach Art.

ll0 Abs. 3 GG umfasst aruch ders Unionsrecht. Der Bundestag kann sich rCeswegen

nicht iauf die Perspektive einer möglichen späteren gerichtlichen Klärung; zurück-
z:iehenr. Der Ilundestag is;t selb,er bereits in der Verfassungspflicht, europarechts-
l.ionforme Zustände sichrerzustellen.

33.l\uch der BundespräsirJent hiat bei seiner Prüfung von Gesetzesbeschlüssen Ver-
stöße gegen das Unionsrecht jedenfalls bei evidenter Europarechtswidrigkeit zu

beanstanden.

Keine Ve,rhandlungslösung mit der Kommission

134. Eine verbinclliche Fests;tellung über die Europarechtswidrigkeit trifft der
liuGH. Die Flechtsauffassung der Kommission ist demgegenüber nachrangigl,
\Meswegen Ciespräche und Absprachen mit der Kommission über die europarecht-
liche Einordrrung des vorliegenden Vorhabens von nachgeordneter Maß,geblichkeit
sind.

I/litt,elbare Diskr'iminierung von ELI-Ausländern wegen Unv,erhältnismäßigkeit der Kos-
!:en ei n e r Ku rzzeitvignette

i35.r\uch abgesehen von der Kopplung mit einer Entlastung durch die KFZ-{Steuer und
nur ftir sich betrachtet ist die vorgeschlagene Infrastrukturabgabe (,,PKiW-Maut')
ilus S;icht des Europarechts wegen der überteuerten Kurzzeitvignette prrrblema-
lisch.

:,]6.lst die> Kurzzeitvignette runverhältnismäßig teuer, dann ergibt sich bere,its daraus
unter dem Arspekt der nrittelbaren Diskriminierung ein Verstoß gegen die Diskri-
rninierungsrrerbote der Grunrlfreiheiten und des Art. 1B AEUV (s o ). Kurzzeitvig-
netten werden nämlich in aller Regel durch Ortsfremde erworben werden.

:37. Die Kommission hat da:zu zuletzt in einer Mitteilung über die Erhebung; nationa-
f er Straßen ben utzu n grsgebü lh ren auf leichte Privatfa h rzeu ge v on 2012
( KOM/201 21 199 final) konkrete Vorgaben gemacht.

:.]8.1{ier s;ind die Kosten pro Tag für eine Kurzzeitvignette und die Kosten plro Tag für
eine .f ahresvignette miteinand,er abzugleichen. Bereits der Vergleich der 1O-Tages
r/ignette (10 EUR) und rler 2-ltlonats-Vignette (22 EUR) macht stutzig, vreil sich
hier bereits erin deutlichr:r Unterrschied in den Kosten der Straßenbenutzrung pro
-fag zeigt. Insbesondere wegen der Anknüpfung an Faktoren wie Umweltverträg-
lichke'it, Motorbauart etc;. nicht abstrakt festgelegte konkrete Kosten eine,r Jahres-
vignette deulllich unter 1110 Euro werden absehbar beanstandet werden. Hier wird
rnan alleine mit unspeziliischern angeblichen Verwaltungskosten nichrt argum€)n-
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tierr:n können, wenn diese nicht konkret dargelegt sind. Auf die absolut gesehen
als niedrig angesehene Preishöhe der Kurzze;itvignette kommt es ebenfalls nicht
an, es geht um Proportionen.

39.An die konkreten Formeln der Kommission ist der EuGH natürlich nicht gebun-
den, aber es wäre hier sicherlich am einfachs;ten, E:inwänden der Kommission
dur,ch entsprechender Nachbesserungen an der Gebührenstruktur entg;egenzu-
konnmen.

Verfah,rensfragen

40.lm weiteren Verlauf kommt ein Vertragsverlertzungsverfahrerr gegen die Bun-
desirepublik in Betracht (Art. 258,259 AEUV). Vertragsverletzungsverfahren vver-
den in aller Regel durch die Kommission eingeleitert, die Möglichkeit für Mitglie,C-

star:rten ein solches Verfahren gegen einen anderen Staat anzustrengen wird er;'rt-

rem selten genutzt (l'ier Klagen seit 1958). Inr vorliegenden Fall könnte es inders;-

sen zu einer solchen seltenen Klage Mitgliedstaat gegen Mitgliedstaat klom-
men.

41.Ein Vertragsverletzungsverfahren würde ab Verkündung der gesetzlichen Ftr:-

gelrungen im BundesEesetzblatt beginnen können. Da schon VrcrkorresponrJenz:
zwischen Komnrission und Mitgliedstaat bestraht, wtrrde als näc;hstes eiin Mahrr-
schreiben von der Kommission an Deutschlernd gerichtet, mit einer Antwortfrist
vorr regelmäßig 2 Monaten. Danach folgt eine begrrindete Stellungnahme, wie-
derum mit einer regelmäßigen Frist von 2 Monaten. Diese Fristen können jedoc:h

naoh Ermessen der Kommission stark verkürzt werclen. Hält dir: Vertragsverrletz:ung
an, so entscheidet die Kommission über eine Klage,erhebung vor dem EuGH. "lr::
naoh Länge der vorherigen Fristen würde diese Entscheidung über Klagererhrer-

bung ca. 9 Monate nach Gesetzesverkündung fiallen. Eine V'erkürzung und Ele-

schrleunigung der Fristen könnte diese Zeit aber auch bis auf die Hälfte (4-ti Mona-
te) verkürzen. Die Dauer des darauf folgendern pro,zessualen Teils des Vei:rags;-
verletzungsverfahrens kann mit durchschnittlich 15-18 Monaten angesetzt wer<ien.

Mit einem Urteil wäre dann nach etwas über zwei .fahren nach Verkündung lm
BGBI. zu rechnen. Die Schlussanträge des Cieneralanwaltes würden r:inige Mona-
te r,rorher verkündet. Hält die Vertragsverletzung auch nach dern Urteil des EuGH
an, so kann in einem zweiten Schritt durch di,e Kommission beim EuGH die Ver-
härrgung eines Zwangsgeldes beantragt werden (lirt. 260 Abs;. 2 AEUV).

42. Einrstweiliger Rechtsschutz ist im Vertragsr,rerletz:ungsverfahren ab Anhängigt-
keilt der Klage möglich. Auf diesem Wege körrnte cer EuGH anordnen, dass die:

lnfrastrukturabgabe (,,PKW-Maut") gegenüber EU+\usländern nicht erhoben werr-
derr darf.

43.In [i]etracht kommt ferner eine gerichtliche Kliirung in einem Vorabentschei-
dungsverfahren durch den EuGH auf eine V'orlagr: eines deutschen t3erichts hirr

(Arl:..267 AEUV). Ein solches Verfahren ist serhr warhrscheinlich. In dieser Konsl.,el-

latirln ist die Kommission zunächst vollig unbr:teiligt Von einem inländischen Ver-
kefrrsteilnehmer dürfte mangels Belastung und entsprechenrl nrangels; Rechts-
schrutzbedürfnis kein Rechtstreit initiiert werdr:n. Ein ausländischer Unionsbürger
hinqegen wird absehbar bei allererster Gelegenheit vor einenr rleutschen Amts-,
Verwaltungs- oder Finanzgericht gegen die Belasturrg durch dire Infrastrukturabgar-
be (,,PKW-Maut") vorgehen. Denkbar ist die ltnfecfrl.ung einers [3ußgeldes bei
Nichtzahlung der lnfrastrukturabgabe oder auch eine Feststellungsklage zvrecks
Klärung der Zahlungspflicht im Hinblick auf d,eren Eluroparechtt;widrigkeit.
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44.Da es dann irm nationalern Gerichtsverfahren auf die Auslegung von Unicrnsrecht

(etwa von Arl. 92 AEUV ()der v'on Aft. 56 AEUV) maßgeblich ankäme, könnte das;

erngerufene Gericht den EuGH im Wege des Vorlageverfahrens anruferr. Letztin-

s;tanzliche Gr:richte sind :zur Vrorlage verpflichtet (Art. 267 Abs. 3 AEU\,/) Ein Eil-

r,'erfahren str-rnde hier nicht zur Verfügung. Die Dauer der Vorlageverfahren liegt

cterzeit bei 1ti Monaten. Wäre parallel ein Vertragsverletzungsverfahren in Gang

g;ekornmen, rruürden Vorlrageverrfahren und Vertragsverletzurrgsverfahren wohl verr-

bunden.

45. Die Feststellr.rng der Europarer:htswidrigkeit der deutschen lnfrastrukturarbgabe
(,,pKW-Maut") in einem \/orlageverfahren würde für dieses Verfahren bedeuten,

class rlie Gebührenregeln nicht mehr auf den klagenden Unionsausländt,:r ange-

lvendet werden. Sie sind damit noch nicht außer Kraft gesetzt, dÜrften aber ge-

5;enüber anderen EU-Ausländr:rn dann ebenfalls nicht mehr angewendet werden.

iiür Inländer würde die Gebürhrenpflicht weitergelten. Die Kommission wÜrder

c'iniger Woch,en nach einem Vorlageurteil mit Deutschland Kontakt aufnehmen, utn

::u klären, wie der Europrarechrlsverstoß behoben wird. Gegebenenfalls lrvürde dann
noch ei n Vertragsverlet;l u ng sverfah ren ein geleitet'

,f6. Da das europarechtliche Problem in der Kopplung von Belastung der Ulnionsbür-

ger dr,rrch die Infrastrukturabgabe (,,PKW-Maut") bei gleichzeitiger entsprechendrlr
tlntlar;tung der Inländer über die KFZ-Steuer liegt, kann zu jedem Zeitpunkt eines;

EuGFl-Verfalhrens die Europarechtswidrigkeit beseitigt werden, indenr man ditl
l(FZ-steuer-Entlastung der Inländer rückgängig macht.

Fiskalisch vräre das das; Optimum, weil neben den Einnahmen aus der Infrastruk-
lurabr;abe (,,PKW-Maut") von In- und Ausländern die KFZ-Steuer in vollem Umfang
wie bisher zur Verfügung; stünrCe. Politisch könnte die Verantwortung fÜr die ver-
:;prochene, clann aber doch verrsagte Entlastung der Inländer auf den EUGH oder
die Kommiss;ion geschc,ben werden.

Integrations;politisch würde indessen großer Schaden an der Rechtsgemein-
r;chaft angerichtet.


